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Satzung 
 zur 

 Änderung der Hauptsatzung 
vom 28. Juni 2016 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg - GemO - hat der 
Gemeinderat der Stadt Dornstetten am 28. Juni 2016 folgende Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung vom 09. Dezember 2008 beschlossen: 
 
 
1. Abschnitt IV § 6 erhält folgende Fassung 
 

 
IV. Bürgermeister 

 
§ 6 

Zuständigkeiten 
 
(1) Der Bürgermeister leitet die Stadtverwaltung und vertritt die Stadt. Er ist für die 
sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Verwaltung 
verantwortlich und regelt die innere Organisation der Stadtverwaltung. Der Bürgermeister 
erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst 
durch Gesetz oder den Gemeinderat übertragenen Aufgaben. Weisungsaufgaben erledigt der 
Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies 
gilt auch, wenn die Stadt in einer Angelegenheit angehört wird, die aufgrund einer 
Anordnung der zuständigen Behörde geheim zuhalten ist. 
 
(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, 
soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 
 
2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 35.000 € im 
Einzelfall und Vergabe von Aufträgen für Heizöl-, Gas- und Stromlieferungen sowie 
Schulbuchlieferungen ohne betragsmäßige Begrenzung; 
 
2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur 
Verwendung von Deckungsreserven bis zu 6.500 € im Einzelfall; 
 
2.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung sowie sonstige personalrechtliche 
Entscheidungen von Beschäftigten der Entgeltgruppe 1 bis 8 TVöD, Aushilfsbeschäftigten, 
Beamtenanwärtern, Auszubildenden, Praktikanten und anderen in Ausbildung stehenden 
Personen; 
 
2.4 die Ernennung, Einstellung und Entlassung sowie sonstige personalrechtliche 
Entscheidungen von Beamten des einfachen Dienstes sowie des mittleren Dienstes bis 
einschl. Besoldungsgruppe A8. 
 



2.5 die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschüssen sowie 
Unterstützungen und von Arbeitgeberdarlehen im Rahmen der Richtlinien; 
 
2.6 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen 
Freigebigkeitsleistungen bis zu 2.500 €  im Einzelfall; 
 
2.7 die Stundung von Forderungen im Einzelfall, 
 

2.7.1 bis zu 6 Monaten in unbeschränkter Höhe, 
2.7.2 über 6 Monate bis zu 12 Monaten bis zu einem Betrag von 10.000 €, 

 
2.8 den Verzicht auf Ansprüche der Stadt und die Niederschlagung solcher Ansprüche und 
den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert 
oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Stadt im Einzelfall nicht mehr als 3.000 € beträgt; 
 
2.9 die Führung von Rechtsstreiten, wenn der Streitwert nicht mehr als 5.000 € beträgt, 
 
2.10 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 
oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten, im 
Wert bis zu 30.000 € im Einzelfall; 
 
2.11 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu 
einem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 4.000 € im Einzelfall; bei der Vermietung von 
städtischen Wohnungen und Gebäuden in unbeschränkter Höhe 
 
2.12 die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 10.000 € im Einzelfall; 
 
2.13 die Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entscheidung 
darüber, ob ein wichtiger Grund für die Ablehnung einer solchen ehrenamtlichen Mitwirkung 
vorliegt; 
 
2.14 die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den Beratungen 
einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in beschließenden Ausschüssen 
 
2.15 die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und mit Maßnahmen der 
Brandverhütung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz. 
 
2.16 die Stellungnahmen der Stadt zu Bauanträgen nach § 53 Abs. 2 und § 54 Abs. 2 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg - LBO - 
 
2.17 die Anträge auf Zurückstellung bei Baugesuchen gemäß § 15 BauGB   
 
2.18 die Aufnahme von Darlehen im Rahmen der Haushaltssatzung. 
 
(3) Der Bürgermeister ist berechtigt, durch Zuständigkeits- oder Geschäftsordnung oder 
durch Dienstanweisung bestimmte oder einzelne Befugnisse auf die Leiter der städtischen 
Ämter zu übertragen. 
 
 
 
 
 
 



2. Abschnitt VIII § 12 erhält folgende Fassung 
 

 
VIII. Ortschaftsverfassung 

 
§ 12 

Zuständigkeit des Ortschaftsrats 
 
(1) Der Ortschaftsrat hat die örtliche Verwaltung zu beraten. 
 
(2) Der Ortschaftsrat ist zu allen Angelegenheiten, die die Ortschaft, und zu allen wichtigen 
Angelegenheiten, die die Gesamtgemeinde betreffen, zu hören und hat ein Vorschlagsrecht 
in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen. 
 
(3) Wichtige Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 2 sind insbesondere: 

 
3.1 die Veranschlagung der Haushaltsmittel für die die Ortschaft betreffenden 
Angelegenheiten, 
 
3.2 die Bestimmung und wesentliche Änderung der Zuständigkeiten, sowie die 
Aufhebung der örtlichen Verwaltung in der Ortschaft, 

 
3.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung der hauptsächlich in der örtlichen 
Verwaltung eingesetzten Gemeindebediensteten, soweit nicht der Ortschaftsrat nach 
Abs. 4 hierüber entscheidet. 

 
3.4 die Aufstellung, wesentliche Änderung und Aufhebung von Bauleitplänen sowie 
die Durchführung von Bodenordnungsmaßnahmen und städtebauliche 
Sanierungsmaßnahmen nach dem Baugesetzbuch, 

 
3.5 die Planung, Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung öffentlicher 
Einrichtungen einschließlich Gemeindestraßen, 

 
3.6 der Erlass, die wesentliche Änderung und Aufhebung von Ortsrecht. 

 
(4) Dem Ortschaftsrat werden im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung gestellten 
Mittel folgende Angelegenheiten, soweit sie die jeweilige Ortschaft betreffen, zur 
Entscheidung übertragen: 
 
4.1 Allgemein die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln und die Vergabe von Lieferungen 
und Leistungen bis zum Betrag von 50.000 € im Einzelfall. Hierunter fallen: 
 

4.1.1 die Ausgestaltung, Unterhaltung und Benutzung von öffentlichen Einrichtungen 
einschließlich Gemeindestraßen, soweit deren Bedeutung nicht über den Bereich der 
Ortschaft hinausgeht, 

 
4.1.2 die Pflege des Ortsbildes und des örtlichen Brauchtums,  

 
4.1.3 die Förderung der örtlichen Vereinigungen, 
4.1.4 bei der Errichtung oder wesentlichen Erweiterung öffentlicher Einrichtungen, die 
Vergabe der Lieferungen und Leistungen für die Bauausführung (Vergabebeschluss) 
sowie die Anerkennung der Schlussabrechnung (Abrechnungsbeschluss). 
 



4.2 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei 
einem jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 4.000 €, aber nicht mehr als 
7.000 € Einzelfall. 

 
4.3 die Veräußerung von beweglichem Vermögen von mehr als  10.000 €, aber nicht 
mehr als 25.000 €  im Einzelfall. 
 

Dies gilt nicht für vorlage- und genehmigungspflichtige Beschlüsse sowie für 
Angelegenheiten, die dem Bürgermeister nach § 6 übertragen sind. 
 
(5) Der Ortschaftsrat entscheidet im Rahmen seiner Zuständigkeit selbständig anstelle des 
Gemeinderats. 
 
(6) Soweit sich die Zuständigkeit des Ortschaftsrates nach Wertgrenzen bestimmt, beziehen 
sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung eines solchen 
Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung einer anderen Zuständigkeit ist nicht zulässig. Bei 
voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den 
Jahresbetrag. 
 

 
 
3. Diese Satzung tritt am 01. August 2016 in Kraft. 
 
 
 
Dornstetten, den 29. Juni 2016 
 

 
gez.: 
Bernhard Haas 
Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


